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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie viele der ca. 240 000 angeschriebenen Unternehmen, welche im Frühjahr 
2020 mit der Coronasoforthilfe unterstützt wurden, der Aufforderung einer Ab-
schlussrechnung nachgekommen sind (bis zur ursprünglichen Frist am 16. Ja-
nuar 2022 und bis zum 31. Juli 2022);

2.	�bei wie vielen eine Rückzahlung festgestellt wurde (mit Angabe, wie hoch die 
Gesamtsumme aller Rückzahlungen ist);

3.	�welche Informationen, ggf. auch Schätzungen, ihr vorliegen, inwiefern eine 
Regelung mit Stichtag 1. April 2020 zur Berechnung des Liquiditätsengpasses 
zu einer anderen Rückzahlungsquote und Rückzahlungsgesamtsumme geführt 
hätte;

4.	�inwiefern Unternehmen, die bei der Schlussabrechnung der Coronasoforthilfe 
einen höheren Förderbedarf als ursprünglich beantragt festgestellt haben, heute 
eine weitere, erhöhte Coronasoforthilfe beantragen können oder im Zusam-
menhang mit der Schlussabrechnung gewährt bekommen;

5.	�auf welche Art und Weise die Richtigkeit der vorgenommenen Abschlussrech-
nungen kontrolliert wird (ggf. unter Angabe eines Zeitplans, Beschreibung des 
Prüfvorgangs sowie Zielgröße für die durchzuführenden Prüfungen);

6.	�was mit den Unternehmen passiert, welche der Aufforderung nach einer Schluss-
abrechnung nicht nachgekommen sind, insbesondere inwiefern bzw. unter wel-
chen Bedingungen dies einen (versuchten) Subventionsbetrug darstellt (mit 
Angabe, unter welchen Bedingungen eine vollständige Rückforderung der So-
forthilfe erfolgt oder darauf auch verzichtet werden kann);
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  7.	�wie viele freiwillige Rückzahlungen zum Stichtag 31. Juli 2022 sowie vor 
Versand der Aufforderung zur Einreichung der Abschlussrechnung im Okto-
ber 2021 bereits vorgenommen wurden;

  8.	�welche Konsequenzen drohen, falls Unternehmen der Rückzahlungsaufforde-
rung nicht oder nicht fristgerecht nachkommen;

  9.	�inwiefern Zinszahlungen, die aufgrund einer nicht erfolgten Rückzahlung bis 
zum 30. Juni 2023 fällig werden können, nur für einen Zeitraum ab dem 30. Juni 
2023 fällig werden oder für einen anderen Zeitraum;

10.	�welche Vorgaben es vonseiten der Bundesregierung zur Ausgestaltung des 
Rückzahlungsverfahrens gab;

11.	�inwiefern es zu den Modalitäten des Rückzahlungsverfahrens eine Abstim-
mung mit der Bundesregierung und anderen Bundesländern gegeben hat;

12.	�welche Informationen ihr dazu vorliegen, wie die anderen fünfzehn Bundes-
länder das Rückzahlungsverfahren ausgestaltet haben;

13.	�welche Informationen ihr dazu vorliegen, wie hoch die Rückzahlungsquoten 
(d. h. Verhältnis zwischen Anträgen mit und ohne Rückzahlungsbedarf) in 
anderen Bundesländern sind;

14.	�wie viel administrative Ressourcen und Kosten das gesamte Rückzahlungs-
verfahren (angefangen beim Versand der Aufforderung zur Schlussabrechnung 
über den Versand der Zahlungsaufforderungen bis hin zur Verwaltung/Kon­
trolle der Rückzahlungen) selbst bei den betroffenen Unternehmen bzw. deren 
Steuerberatern und „prüfenden Dritten“ und bei der L-Bank in Anspruch ge-
nommen hat bzw. noch in Anspruch nehmen wird;

15.	�inwiefern die L-Bank über die notwendigen Ressourcen verfügt, um das 
Rückzahlungsverfahren, mögliche Rückfragen und Einwände zum Verfahren 
sowie mögliche Anträge auf Stundung ab April 2023 bearbeiten zu können, 
oder ob erneut mit einer Überlastung und sehr langen Verzögerungen zu rech-
nen ist.

8.8.2022

Dr. Schweickert, Reith, Scheerer, Bonath, Brauer, Fischer, Haag, Haußmann,
Heitlinger, Hoher, Dr. Jung, Karrais, Dr. Rülke, Trauschel, Weinmann FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Ab Anfang August 2022 hat das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
zusammen mit der L-Bank das Rückzahlungsverfahren für die Coronasoforthilfe 
aus dem Frühjahr 2020 gestartet. Alle Unternehmen, welche zum Jahreswechsel 
2021/2022 eine Schlussabrechnung eingereicht haben, wurden ggf. zur Rückzah-
lung ihrer Soforthilfe aufgefordert. Der Antrag erkundigt sich nach den Details 
des Rückzahlungsverfahrens.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 13. September 2022 Nr. WM48-43-384 nimmt das Ministe-
rium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus zu dem Antrag wie folgt Stellung:

1.	�wie viele der ca. 240 000 angeschriebenen Unternehmen, welche im Früh-
jahr 2020 mit der Coronasoforthilfe unterstützt wurden, der Aufforderung  
einer Abschlussrechnung nachgekommen sind (bis zur ursprünglichen Frist am  
16. Januar 2022 und bis zum 31. Juli 2022);

2.	�bei wie vielen eine Rückzahlung festgestellt wurde (mit Angabe, wie hoch die 
Gesamtsumme aller Rückzahlungen ist);

Zu 1. und 2.:

Zu den Ziffern 1 und 2 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

Laut Auskunft der L-Bank sind über das Portal, das für das vom 15. Oktober 2021 
bis 16. Januar 2022 durchgeführte Rückmeldeverfahren bei der Soforthilfe Corona 
eingerichtet wurde, bis einschließlich 16. Januar 2022 172 346 Rückmeldungen 
von Soforthilfeempfängerinnen und -empfängern eingereicht worden. Inklusive 
anderweitig eingegangener, auch nachlaufender Rückmeldungen sind den Anga-
ben der L-Bank zufolge bis zum 31. August 2022 insgesamt 177 906 Rückmel-
dungen anlässlich des genannten Verfahrens von der L-Bank verarbeitet worden. 
Insgesamt wurden in diesem Zusammenhang 90 996 von Soforthilfeempfängerin-
nen und -empfängern gemeldete Rückzahlungsbedarfe bei der L-Bank verarbeitet. 
Nach den Angaben der L-Bank haben diese Rückzahlungsbedarfe insgesamt ein 
Volumen in Höhe von 599 601 410,93 Euro.

Eine in der Vergangenheit liegende stichtagsbezogene Auswertung zum 31. Juli 
2022 ist nach Auskunft der L-Bank nicht möglich.

3.	�welche Informationen, ggf. auch Schätzungen, ihr vorliegen, inwiefern eine Re-
gelung mit Stichtag 1. April 2020 zur Berechnung des Liquiditätsengpasses 
zu einer anderen Rückzahlungsquote und Rückzahlungsgesamtsumme geführt 
hätte;

Zu 3.:

Seitens der L-Bank wurde mit Blick auf die Fragestellung mitgeteilt, dass ihr 
keine konkreten Informationen oder Schätzungen über die möglichen Auswirkun-
gen auf Rückzahlungsquote und -gesamtsumme bei Änderung der Vorgaben zur 
Festlegung des maßgeblichen Betrachtungszeitraums bei der Soforthilfe vorlägen 
oder möglich seien. Bei Antragstellung und im Rahmen des Rückmeldeverfahrens 
wären im Regelfall keine Nachweise oder Unterlagen zur Berechnung der Liqui-
ditätsengpässe eingereicht worden. In einer Vielzahl von Fällen habe es sich bei 
der Begründung zur Höhe des im Antrag prognostizierten Liquiditätsengpasses 
um eine Beschreibung der damals gegebenen Unternehmenslage gehandelt, die 
sodann plausibilisiert wurde. Eine Neuberechnung der Liquiditätsengpässe unter 
Annahme eines abweichenden maßgeblichen Betrachtungszeitraums und daraus 
ableitend der Rückzahlungsquote und -gesamtsumme sei bei der L-Bank daher 
mangels Datengrundlage nicht möglich.

Auch dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus liegen keine Infor-
mationen und keine für eine valide Schätzung notwendige Datengrundlage vor, in 
welchem Umfang eine Änderung der Vorgaben zur Festlegung des maßgeblichen 
Betrachtungszeitraums Auswirkungen auf etwaige Rückzahlungsverpflichtungen 
hätte. Einer begründeten Annahme gemäß würde diese jedoch allenfalls bei einem 
untergeordneten Anteil der Soforthilfeempfängerinnen und -empfänger und zu 
einer dann regelmäßig auch nur geringen Änderung bei der Bestimmung des Li-
quiditätsengpasses führen. 
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So wurden laut Auskunft der L-Bank 50 Prozent aller Anträge auf Soforthilfe 
Corona im März 2020 gestellt. Nach den bestehenden Regelungen zum maßgeb-
lichen Betrachtungszeitraum kann bei diesen Anträgen für dessen Beginn wahl-
weise auf den auf die Antragstellung folgenden Tag oder aber auf den ersten Tag 
des Folgemonats, der dem 1. April 2020 entspricht, abgestellt werden. Folglich 
würde sich durch die in der Fragestellung aufgegriffene Regelung keine Ände-
rung in diesen Fällen ergeben. Weitere 25 Prozent aller Anträge auf Soforthilfe 
Corona wurden in der ersten Aprilhälfte 2020 gestellt. Bei der Einführung einer 
Regelung, nach der der Beginn des maßgeblichen Betrachtungszeitraums auf den 
1. April 2020 rückdatiert werden könnte, würde sich in diesen Fällen lediglich 
eine Verschiebung von maximal zwei Wochen ergeben. Mit merklichen Auswir-
kungen bei der Bestimmung des für die Förderhöhe maßgeblichen Liquiditätseng-
passes dürfte daher in diesen Fällen nicht zu rechnen sein. 

Annahmegemäß könnte es lediglich bei den Anträgen auf Soforthilfe Corona aus 
der zweiten Aprilhälfte 2020 (14 Prozent aller Anträge) und aus Mai 2020 (11 Pro-
zent aller Anträge) im Falle einer Rückdatierung des Beginns des maßgeblichen 
Betrachtungszeitraums auf den 1. April 2020 zu vergleichsweise stärkeren Ver-
schiebungen bei der Bestimmung des Liquiditätsengpasses kommen. Ob und in 
welcher Höhe sich in diesen Fällen tatsächlich ein Liquiditätsengpass in (wesent-
lich) anderer Höhe ergeben würde, kann jedoch nicht seriös geschätzt werden.

4.	�inwiefern Unternehmen, die bei der Schlussabrechnung der Coronasoforthilfe 
einen höheren Förderbedarf als ursprünglich beantragt festgestellt haben, heute 
eine weitere, erhöhte Coronasoforthilfe beantragen können oder im Zusam-
menhang mit der Schlussabrechnung gewährt bekommen;

Zu 4.:

Die Antragsfrist bei der Soforthilfe Corona ist am 31. Mai 2020 ausgelaufen. Es 
können daher keine Anträge mehr auf Soforthilfe Corona, auch nicht auf Erwei-
terung oder Erhöhung, gestellt werden. Ebenso sind bei der Soforthilfe Corona 
Nachzahlungen im Zusammenhang mit dem von Oktober 2021 bis Januar 2022 
durchgeführten Rückmeldeverfahren ausgeschlossen. 

5.	�auf welche Art und Weise die Richtigkeit der vorgenommenen Abschlussrech-
nungen kontrolliert wird (ggf. unter Angabe eines Zeitplans, Beschreibung des 
Prüfvorgangs sowie Zielgröße für die durchzuführenden Prüfungen);

Zu 5.:

Bei der als Notfallhilfeprogramm in einem Massenverfahren ausgestalteten So-
forthilfe Corona war – abweichend von anderen Förderprogrammen – keine Vor-
lage eines Verwendungsnachweises und entsprechender Nachweise vorgesehen. 
Folglich wird auch bei den im Rückmeldeverfahren getätigten Angaben grund-
sätzlich auf die Eigenerklärungen der Soforthilfeempfängerinnen und -empfänger 
vertraut. Bei der Erstellung etwaiger Rückforderungsbescheide wird durch die 
L-Bank jedoch zusätzlich eine Plausibilitätsprüfung der gemeldeten Rückzah-
lungsbedarfe durchgeführt, beispielsweise ob der gemeldete Rückzahlungsbedarf 
den Auszahlungsbetrag übersteigt. Grundsätzlich werden bei der L-Bank im Zu-
sammenhang mit den Corona-Hilfsprogrammen fortlaufend verdachtsabhängige 
Überprüfungen durchgeführt. Soweit entsprechende externe oder interne Hinweise 
vorliegen, werden diese ausnahmslos verfolgt. Das gilt auch für etwaige Hinweise, 
die im Zusammenhang mit dem Rückmeldeverfahren stehen.
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6.	�was mit den Unternehmen passiert, welche der Aufforderung nach einer 
Schlussabrechnung nicht nachgekommen sind, insbesondere inwiefern bzw. un-
ter welchen Bedingungen dies einen (versuchten) Subventionsbetrug darstellt 
(mit Angabe, unter welchen Bedingungen eine vollständige Rückforderung der 
Soforthilfe erfolgt oder darauf auch verzichtet werden kann);

Zu 6.:

Vorweg ist zwischen einer Aufforderung oder Pflicht zur Schlussabrechnung und 
dem bei der Soforthilfe Corona von Oktober 2021 bis Januar 2022 durchgeführten 
Rückmeldeverfahren zu unterscheiden. Das Rückmeldeverfahren diente in erster 
Linie der Erhebung der für die Erfüllung der bundesrechtlich festgelegten Mit-
teilungspflicht der Bewilligungsstellen gegenüber der Finanzverwaltung erforder-
lichen Daten (Steuernummern und Geburts- oder Gründungsdatum). Gleichzeitig 
wurde das Verfahren auch dazu genutzt, die Empfängerinnen und Empfänger der 
Soforthilfe Corona an die sich aus den förderrechtlichen Vorschriften und Be-
scheiden zur Soforthilfe Corona ergebenden Selbstüberprüfungspflichten zu er-
innern und die Wahrnehmung etwaiger Mitteilungspflichten zu erleichtern. Eine 
Pflicht oder Aufforderung zur Schlussabrechnung im Sinne einer Verwendungs-
nachweisprüfung besteht bei der Soforthilfe Corona jedoch nicht.

Nach aktuellem Planungsstand sollen Empfängerinnen und Empfänger der So-
forthilfe Corona, die im Rahmen des Rückmeldeverfahrens angeschrieben wur-
den, sich aber nicht zurückgemeldet haben, Gegenstand einer nachträglichen Prü-
fung werden, über die es derzeit Abstimmungen der Länder mit dem Bund gibt. 

Mit Blick auf die Frage, unter welchen Bedingungen eine ausbleibende Rückmel-
dung zu einer Rückforderung der ausgereichten Soforthilfe Corona führen könnte, 
lässt sich festhalten, dass sich dies grundsätzlich nach den allgemeinen verwal-
tungsrechtlichen Vorgaben richtet, insbesondere nach den §§ 48, 49 und 49a Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG). Diese Regelungen sehen eine Er-
messensentscheidung im Einzelfall vor, sodass im jeweiligen Fall von der L-Bank 
zu entscheiden ist, ob die ausbleibende Rückmeldung eine Rückforderung der 
ausgereichten Soforthilfe Corona erforderlich macht. Eine ausbleibende Rück-
meldung allein reicht regelmäßig nicht für eine Einstufung als (versuchter) Sub-
ventionsbetrug nach § 264 Strafgesetzbuch aus, wobei diesbezüglich die abschlie-
ßende Einschätzung seitens der Strafverfolgungsbehörden ebenso im Einzelfall zu 
treffen ist.

7.	�wie viele freiwillige Rückzahlungen zum Stichtag 31. Juli 2022 sowie vor Ver-
sand der Aufforderung zur Einreichung der Abschlussrechnung im Oktober 
2021 bereits vorgenommen wurden;

Zu 7.:

Nach Auskunft der L-Bank wird der Anlass einer Rückzahlung systemseitig nicht 
erfasst, sodass eine Auswertung nach freiwilligen Rückzahlungen nicht möglich 
ist. Insgesamt hat die L-Bank nach eigenen Angaben im Zusammenhang mit der 
Soforthilfe Corona in Baden-Württemberg bis zum 31. Juli 2022 33 826 Geldein-
gänge verzeichnet. Zuvor waren bei der L-Bank im Oktober 2021 19 383 Geld-
eingänge vorgelegen.

8.	�welche Konsequenzen drohen, falls Unternehmen der Rückzahlungsaufforde-
rung nicht oder nicht fristgerecht nachkommen;

9.	�inwiefern Zinszahlungen, die aufgrund einer nicht erfolgten Rückzahlung bis zum 
30. Juni 2023 fällig werden können, nur für einen Zeitraum ab dem 30. Juni 
2023 fällig werden oder für einen anderen Zeitraum;

Zu 8. und 9.:

Zu den Ziffern 8 und 9 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.
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Zunächst soll durch ein großzügig bemessenes Zahlungsziel vermieden werden, 
dass Unternehmen einer etwaigen Rückzahlungsverpflichtung nicht oder nicht 
fristgerecht nachkommen können. Um eine Überforderung durch Rückzahlungs-
aufforderungen zu vermeiden, wurde die allgemeine Rückzahlungsfrist bei der 
Soforthilfe Corona daher auf den 30. Juni 2023 gelegt. Sollte es im Einzelfall im 
Frühjahr 2023 dennoch absehbar zum Ende der allgemeinen Rückzahlungsfrist 
am 30. Juni 2023 im Zusammenhang mit den Rückzahlungsverpflichtungen zu 
erheblichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten kommen, die keine oder zumindest 
keine fristgerechte Rückzahlung zulassen, hat die L-Bank zudem die Möglichkeit, 
auf Antrag und unter Berücksichtigung der gesetzlichen Rahmenbedingungen in-
dividuelle Stundungs- und Ratenzahlungsvereinbarungen zu gewähren.

Wird die Rückzahlung nicht innerhalb der gesetzten Frist geleistet und auch keine 
Fristverlängerung im Sinne einer Stundungs- und Ratenzahlungsvereinbarungen 
beantragt, ist die L-Bank grundsätzlich nach § 49a Abs. 3 LVwVfG dazu ver-
pflichtet, Zinsen zu erheben. Gemäß § 49a Abs. 3 S. 1 LVwVfG ist der zu erstat-
tende Betrag vom Eintritt der Unwirksamkeit des Verwaltungsakts an zu verzin-
sen. Daher muss nach den landesrechtlichen Vorgaben bei einer Rücknahme oder 
einem Widerruf für die Vergangenheit der zu erstattende Betrag ab dem Tag der 
Gewährung der Soforthilfe Corona von der L-Bank verzinst werden.

10.	�welche Vorgaben es vonseiten der Bundesregierung zur Ausgestaltung des 
Rückzahlungsverfahrens gab;

11.	�inwiefern es zu den Modalitäten des Rückzahlungsverfahrens eine Abstim-
mung mit der Bundesregierung und anderen Bundesländern gegeben hat;

12.	�welche Informationen ihr dazu vorliegen, wie die anderen fünfzehn Bundes-
länder das Rückzahlungsverfahren ausgestaltet haben;

Zu 10., 11. und 12.:

Zu den Ziffern 10, 11 und 12 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
Stellung genommen.

Gemäß den mit dem Bund geschlossenen Verwaltungsvereinbarungen über die 
Soforthilfe Corona sind die Länder oder ein durch die Länder beauftragter Dritter 
für die Durchführung des Programms im jeweiligen Bundesland zuständig. Dabei 
sind die Länder in der Pflicht, die ordnungsgemäße und zweckentsprechende Ver-
wendung der zur Verfügung gestellten Bundesmittel sicherzustellen. Im Übrigen 
habe sich die Umsetzung nach den geltenden landesrechtlichen Vorschriften zu 
richten und das jeweilige Landeshaushaltsrecht sei anzuwenden. 

Die Ausgestaltung des Rückzahlungsverfahrens in Baden-Württemberg erfolgte 
gemäß diesen bundesseitigen Vorgaben daher entlang der vorliegenden landes-
rechtlichen, insbesondere landeshaushaltsrechtlichen Regelungen. Nachdem von 
Herrn Bundesminister Dr. Robert Habeck MdB schließlich am 22. Dezember 2021 
im Grundsatz der Festlegung möglichst großzügiger allgemeiner Rückzahlungs-
fristen zugestimmt wurde, konnte diese seitens des Ministeriums für Wirtschaft, 
Arbeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz auf den 30. Juni 2023 festgelegt werden. 

Für die darüberhinausgehenden Modalitäten des Rückzahlungsverfahrens, wie 
beispielsweise für Regelungen zu Zinserhebung oder Forderungsverzicht beste-
hen bereits landesrechtliche Vorgaben. Aufgrund der Festlegung, dass die Ver-
fahren sich nach den jeweiligen Landesregelungen zu richten haben, konnte da-
her eine vollständige Abstimmung hierüber über alle Bundesländer hinweg nicht 
erfolgen. Hinsichtlich der Frage nach der konkreten Ausgestaltung der Rück-
zahlungsverfahren in anderen Bundesländern wird auf die Bundestagdrucksache 
20/894, Schriftliche Frage Nummer 10 der Abgeordneten Ronja Kemmer MdB 
(CDU/CSU) in der Anlage verwiesen.
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13.	�welche Informationen ihr dazu vorliegen, wie hoch die Rückzahlungsquoten 
(d. h. Verhältnis zwischen Anträgen mit und ohne Rückzahlungsbedarf) in an-
deren Bundesländern sind;

Zu 13.:

Dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus liegen keine validen In-
formationen zu Rückzahlungsquoten bei der Soforthilfe Corona in anderen Bun-
desländern vor. 

14.	�wie viel administrative Ressourcen und Kosten das gesamte Rückzahlungsver-
fahren (angefangen beim Versand der Aufforderung zur Schlussabrechnung 
über den Versand der Zahlungsaufforderungen bis hin zur Verwaltung/Kon­
trolle der Rückzahlungen) selbst bei den betroffenen Unternehmen bzw. deren 
Steuerberatern und „prüfenden Dritten“ und bei der L-Bank in Anspruch ge-
nommen hat bzw. noch in Anspruch nehmen wird;

Zu 14.:

Da das Rückzahlungsverfahren in Anbetracht des Auslaufens der Rückzahlungs-
frist zum 30. Juni 2023 und der absehbar in diesem Zusammenhang noch an-
fallenden Aufgaben noch nicht abgeschlossen ist, kann die L-Bank nach eigenen 
Angaben zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Einschätzung zu den hierfür in An-
spruch genommenen administrativen Ressourcen und angefallenen Kosten treffen. 

Weder der L-Bank noch dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus 
liegen Erkenntnisse dazu vor, in welchem Umfang es durch das gesamte Rück-
zahlungsverfahren unter Berücksichtigung des durchgeführten Rückmeldever-
fahrens zur Inanspruchnahme administrativer Ressourcen und zu Kosten bei den 
Soforthilfeempfängerinnen und -empfängern beziehungsweise bei deren Steuer-
beratungen oder bei anderweitig eingebundenen Stellen kam. Das Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus geht aber aufgrund der Ausgestaltung der 
Verfahren als Massenverfahren mit weitgehender Standardisierung und Automa-
tisierung sowie der Bereitstellung zielgruppengerechter Angebote von keinem un-
verhältnismäßigen Aufwand aus.

15.	�inwiefern die L-Bank über die notwendigen Ressourcen verfügt, um das Rück-
zahlungsverfahren, mögliche Rückfragen und Einwände zum Verfahren sowie 
mögliche Anträge auf Stundung ab April 2023 bearbeiten zu können, oder ob 
erneut mit einer Überlastung und sehr langen Verzögerungen zu rechnen ist.

Zu 15.:

Nach eigenen Angaben geht die L-Bank zum jetzigen Zeitpunkt davon aus, dass 
sie über ausreichende Ressourcen zur Erledigung der mit dem Rückzahlungsver-
fahren bei der Soforthilfe Corona einhergehenden Aufgaben verfügt.

Dr. Hoffmeister-Kraut
Ministerin für Wirtschaft,
Arbeit und Tourismus
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Anlage
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